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Beklagte und Revisionsbeklagte$

hat der 110 Senat des Bundessozielgeriehts auf

die mündliche Verhandlung vom 130 August 1965

dur0h

Senatspräsident Dr„ H a u e i s e n
Vorsitzender9

Bundesrichterin Dr° S c h w a r und

Bundesriehter S o n n e n b e r g
Bundessozialrichter K ö h l e r und

Bundessozialrichter V i e h w e g e r

für Recht erkannt:‘

Das Urteil des Landessozialgerichts Berlin vom

260 Januar 1965 wird aufgehoben; die Suche wird

zu neuer Entscheidung an das Landessozialge—

richt zurückverwiesen°
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Der Kläger, geboren am 250 Oktober 1900? war früher

deutscher Staatsangehöriger; 1948 erwarb er die süd—

afrikanische Staatsangehörigkeit; er ist jüdischen

Glaubens° Von 1916 bis 1932 arbeitete er in Deutschland

als Lehrling, Lagerist und Prokuristo mit der Export—

und Importfirma, bei der er seit 1926 tätig war? über—

siedelte der Kläger im Januar 1932 von Frankfurt nach

Basel, arbeitete dort bis Januar 1936 weiter und begab

sich dann im Auftrag dieser Firma_nach Spanien° Als die

deutschen Staatsangehörigen wegen des Bürgerkrieges in

Spanien durch die Deutsche Botschaft veranlaßt wurden‚

nach Deutschland zurückzukehren.5 begab sich der Kläger

wieder nach Baselo_lm März 1937 wanderte er nach Süd—

afrika aus„ Von 1916 bis 1917 wurden für ihn Beiträge

zur Invalidenversieherung, von 1918 bis 1932 wurden Bei—

träge zur Angestelltenversicherung entrichtcto

Die Beklagte bewilligte dem Kläger auf seinen Antrag
von

10 Januar 1962 an Rente wegen Berufsunfähigkcit (Be—

scheid vom 130 September 1963)„ Mit der Klage begehrte

der Kläger eine höhere Rente; er
machte geltend‚ er sei

Verfolgter im Sinne von 5 1 des Bundesentschädigungs—

gesctzes (BBG); als Jude habe er 1936 von Spanien nicht

nach Deutschland zurückkehren können? in der Schweiz

habe er 1936 nach seiner Rückkehr aus Spanien keine Ar—

beit mehr gefunden? deshalb habe er nach Südafrika aus—

wandcrn müssen; die Zeit von 10 Oktober 1936 bis 310 De—

zember 1949 sei deshalb bei der Berechnung seiner Rente
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als 1rsatzzeit zu berücksichtigeno Das Sozialgericht

(SG) Berlin wies die Klage ab (Urteil vom 160 Janu—

ar 1964); das Landessozialgericht (LSG) wies die Be—

rufung zurück (Urteil vom 260 Januar 1965); es führte

aus: Der Kläger habe keinen Anspruch auf Anrechnungsei—

nes Auslandsaufenthalts als Ersatzzeit nach @ 28 Abs„ 1

Nr„ 4 des Angestelltenversieherungsgesetzes (AVG)9 weil

er nicht Verfolgter im Sinne von 5 1 BBG sei; er habe das

Reichsgcbiet im Januar 1932 verlassen und sei deshalb “un—

mittelbaren" Gewaltmaßnahmcn im Sinne von S 2 EEG nicht

ausgesetzt gewesen; von der Elften Verordnung (11„ VO)

zum Reichsbürgergesetz vom 25„ November 1941 sei der Klä—

ger offensichtlich auch nicht betroffen werden? er habe

seine deutsche Staatsangehörigkeit nicht auf Grund dieser

VO verloren; aus seinem Reisepaß ergebe sich? daß ihm noch

im Jahre 1942 von der zuständigen Polizeibehördc Wiesbaden

ein Heinatschein ausgestellt worden sei? demnach sei er

noch 1942 von den deutschen Behörden als deutscher Staats—

angehöriger angesehen wordcnf Er sei 1936 nicht deshalb

nicht in das Reichsgebiet zurückgekehrt, weil er sich da—

mit nationalsozialistisehen Gewaltmaßnahmen ausgesetzt hät—

te; er habe das Reichsgebiet im Januar 1932 mit seiner Fir—

ma verlassen? zu einer Auswanderung aus politischen oder

rassischen Gründen habe damals noch kein Anlaß bestanden;

auch die Wohnsitzverlegung von der Schweiz nach Spanien

und die Auswanderung nach Südafrika seien nicht im Zusam—

menhang mit dem nationalsozialistischen Regime in Deutsch—

land gestanden, es spreche nichts dafür‚ daß der Kläger

durch dieses Regime abgehalten werden sei, nach Deutschland

zurückzukehrcn; der Auslandsaufenthalt des Klägers in der

streitigen Zeit sei nicht “durch" Verfolgungsmaßnahmen be—

dingt geweseno Das Urteil wurde dem Kläger am 10 April 1965

zugestellt„
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_ 4 „

Am 280 April 1965 legte der Kläger Revision ein9 er bean—
tragte,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils

-die Beklagte zu verurteilen‚ dem Kläger eine

höhere Rente zu gewähren? die sich bei An—

rechnung des verfolgungsbedingtcn Auslands—

aufenthalts vom 10 100 1936 bis 31„ 129 1949

als Ersatzzeit ergibt, '

hilfsweisc‚

die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Berufungsgericht zurückzu—

verweiseno ' ‘

Zur Begründung trug er vor, das LSG habe gegen 5 128 Abs„2

des Sozialgerichtsgesetzcs (SGG) verstoßen; falls das LSG—

dem Kläger Gelegenheit gegeben hätte9 sich zu dem Vermerk

im Reisepaß zu äußern, hätte der Kläger seinen Heimat«

schein vorlegen können, aus diesem Heimatsehein hätte

sich ergeben, daß dem Kläger nicht, wie das LSG irriger—

weise angenommen habe? nggh im Jahre 1942 ein Heimatschein

erteilt werden sei, sondern daß der Heimatsehein schon am
16° Februar 1932 ausgestellt werden sei und für zehn Jah—

re7 also bis 150 Februar 1942 gegoltcn habe; auf Grund"

seines Irrtums über die Bedeutung des Vermerks im Reise—

paß sei das LSG zu Unrecht der Auffassung gewesen‚ der

Kläger sei nicht von der Ausbürgerung nach 5 2 der 11() VO
zum Reichsbürgergesetz und von weiteren Rechtsverlusten

auf Grund dieser VO betroffen werden; der Kläger wäre

spätestens am 10 Oktober 1936 — nachdem er Spanien habe

verlassen müssen und eine Arbeitserlaubnis in der Schweiz

nicht mehr erhalten habe — nach Deutschland zurückgekehrt,

wenn er sich nicht auf Grund der damals schon geltenden

sogenannten Nürnberger Gesetze danit Verfolgungsmaßnahmen
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„ 5 _

ausgesetzt hätte, ohne diese Gefahr wäre er nie nach

Südafrika, das für ihn ein Völlig fremdes Land gewesen

sei und wohin er keine Beziehungen gehabt habe, ausge—

wandert; die Zeit ab 10 Oktober 1936 bis 310 Dezember 1949,

mindestens aber die Zeit vom Inkrafttreten der 110 V0 zum

Reichsbürgergesetz an, also die Zeit ab 10 Dezember 1941,

sei deshalb als Ersatzzeit nach @ 28 Abso 1 Nr, 4 AVG an—
zurechnen° Der Kläger rügte weiter, das LSG habe zu Un—

recht die Revision nicht nach @ 162 Abs„ 1 Nro 1 SGG zu—

gelassen,

Die Beklagte beantragte,

die Revision als unzulässig zu verwcrfeno

II

Die Revision ist statthaft nach 5 162 Abs, 1 Nr, 2 SGG„ Zwar

ist die Nichtzulassung der Revision durch das LS für das

Bundessozial■Oricht (BSG) bindend, sie kann auch nicht auf

dem Wege der Rüge eines wesentlichen Mangels des Verfahrens

zum Gegenstand der Yrüfung durch das BSG gemacht werden

(Urteil des BSG vom 29, November 1955, BSG 2, 81 ff„; stän—
dige Rechtsprechung des BSG)„ Das LSG hat dem Kläger auch

nicht, wie er meint, das rechtliche Gehör versagt (vgl, 55

128 Abs, 3, 62 SGG), der Kläger hat Gelegenheit gehabt, sich
im Verfahren des LSG zu äußern, dies hat auch schriftlich ge—

schehcn können (@ 62, 20 Halbsatz GGG), der Kläger hat von
dieser Möglichkeit im Verfahren des LSG Gebrauch gemacht, er
ist auch damit einverstanden gewesen, daß das Urteil des LSG
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ohne mündliche Verhandlung (@@153, 124 Abso 2 SGG) er—

gangen ist° Der Kläger hat jedoch sinngemäß gerügt9 das

LSG habe gegen die @@l03‚ 128 Abso 1 SGG verstoßen, es

habe den Sachverhalt nicht ausreichend aufgeklärt und

nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens gewürdigt; er

hat auch die Tatsachen und Beweismittel bezeichnet, die

nach seiner Meinung diese Mängel in dem Verfahren des

LSG ergeben, es ist unschädlich$ daß er die verletzten

Verfahrensvorschriftcn nicht richtig bezeichnet hat;

seine Rügc entspricht daher der durch @ 164 Abso 2 Satz 2

SGGgebotenen Porno Diese Rügc greift auch durcho

Das LSG ist sachlich—rechtlich davon ausgegangen, der Aus_

landsaufcnthalt des Klägers bis 310 Dezember 1949 sei nicht

als Ersatzzeit im Sinne von 5 28 Abs° l Nro 4 AVG zu be—
rücksiehtigen, weil der Kläger nicht Verfolgter im Sinne

von 5 l EEG gewesen und deshalb sein Auslandsaufcnthalt

nicht durch Verfolgungsmaßnahmen hervorgerufen scic Zu

dieser Auffassung ist das LSG im wesentlichen deshalb

gekommen? weil es festgestellt hat„ dem Kläger sei nggh

im Jahre 1942 ein Heimatschein von der Polizeibehörde in

Viesbaden ausgestellt worden° Diese Feststellung ist je«

doch nicht in verfahrcnsrechtlich einwandfreier Weise zu—
standegekommen° Das LSG hat sich auf die von ihm beige—

zogenen Akten des se gestützt, diese Akten enthalten eine
vom Konsulat der Bundesrepublik Deutschland in Kapstadt

beglaubigte Fotok0pie der wesentlichen Teile des damaliu

gen Reisepasses des Klägers (vglo Bl„ 5 dieser Akten)?

der am 296 Mai 1934 von dem deutschen Generalkonsulat in

Basel ausgestellt isto Unter der Überschrift "Deutsches
Reich, Reisepaß Nr° 1312" folgt nach dem Namen des Klä—‘

gers vorgedruekt "Staatsangehörigkeit: Deutsches Reich”

und ein handschriftlicher Zusatz ohne Unterschrift "Hei—
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matschoin von Wiesbaden 1942"0 Das LSG hat aus diesem

Vermerk nicht den Schluß ziehen dürfen9 dem Kläger sei

13 Jahre 1942 von der zuständigen Behörde in Wiesbaden

ein Heimatschein ausgestellt wordeno Der Vermerk hat die

von de .nTSG- unterstellte Bedeutung nacht haben können‚

teil der Leisepaß bereits im Jahre 1934 ausgestellt wor—

den ist‚ bei dem Hinweis auf einen im Jahre 1942 ausge estell—

ten Heimatschcin hätte es sich also um eine nachträgliche

intrr„ure in dem Reisepaß gehandelt9 diese Eintragung

hatte von der 1ustündigen Behörde datiert und unterschrie—

ben sein riisscn Bei der Kurdigung dieses Vermcrcs‚ dessen

Bedeutung nicht ohne weiteres klar gC\esen ist. hat das

LSG auch davon ausgehen müssen‚ es sei nach den allgemein“

beka nntcn damaligen politischen Verhältnissen unwah‘sehein—

lieh9 daß in ahrc 1942 — nach dem Erlaß der 11. VO zum

Reichsbürg ;erges ctz — einem seit vielen Jahren im Auslan

lebenden deutschen Juden ein Heimatsehein ausgestellt und

damit seine deutsche Staatsangehörigkeit beurkundet werden

sei„ Der Vermerk hat nur den Schluß zufelasse der Kläger

sei im Besitz eines Heimatscheins von Wies
adcn„

as LSG

hat deshalb‚ wenn es diesem Heimatschein Bed eutun; beige»

messen hat, nicht davon absehen dürfen? den Kläger zur

Vorlage dieses heimatscheins zu veranlassen und zu ermit—

teln„ wenn dieser Heimatsehcin ausgestellt worden isto Auf

diese Feststellung ist es deshalb angelzommen‚ weil das LSG

auf die Feststellung‚ der Heimatsehein sei 1942 ausgestellt

werden9 die weitere9 für die sachlich—rechtliche Beurtei»

lung erhebliche Feststellung gestützt hat? der Kläger sei

nicht von der Ausbürgerung nach 5 2 der 110 V0 zum Reichs—
bürgergesetz und von den weiteren Reehtsverlusten nach die—

ser VO betroffen werden„ er sei nicht Verfolgter im Sinne

von 5 l BBG gewesen und sein ßus andsaufenthalt nach 1936

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


sei nicht auf Verfolgungsmaßnahmen zurückzuführeno Auch

diese Feststellungen sind möglicherweise unzutreffend9

wenn der Heimatsbhein, wie der Kläger unter Angabe von

Tatsachen und Beweismitteln gerügt hat9 schon 1932

ausgestellt werden ist° '

Da der Kläger
zu Recht Mängel des Verfahrens des LSG

bei der Feststellung und Würdigung der rechtserheblichen

Tatsachen gerügt hat9 ist die Revision statthaft; sie

ist auch frist— und formgereeht eingelegt und damit

zulässig„ Die Revision ist auch begründet; das Urteil

des LSG ist möglicherweise nicht richtig, weil das LSG
den Sachverhalt nicht vollständig aufgeklärt und damit

auch nicht das Gesamtergebnis des Verfahrens‚ das sich

bei weiterer Aufklärung des Sachverhalts ergeben hätte9

gewürdigt hate Das Urteil des LSG ist daher aufzuhebcno

Der Senat kann in der Sache nicht selbst entscheiden?

weil die vom Kläger mit Erfolg angegriffenen tatsäch—

lichen Feststellungen des LSG für den Senat nicht bin—

dend sind (@ 163 SGG)„ Die Sache ist deshalb zu neuer
Entscheidung an das LSG zurückzuverweiseno Das LSG

wird auch noch zu ermitteln haben9 ob ausreichende An—

haltspunkte dafür bestehen, daß der Kläger sich nach
dem Verlassen Spaniens im Jahre 1936 weiterhin — etwa

aus beruflichen Gründen — im Ausland aufgehalten hätte9

ob er9 wenn dies zu verneinen wäre9 im Jahre 1956 und *

in den folgenden Jahren ohne die Gefahr der Beeinträch—
tigung durch nationaleozialietieche Gewaltmaßnahmen

seinem kaufmännischen Beruf in Deutschland hatte nach—

gehen können, gegebenenfalls schließlich auch? ob er
jedenfalls nach seiner Ausbürgerung auf Grund der ll„V0

zum Reichsbürgergesetz vom 250 Novenßer 1941 in
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Deutschland mit der Gefahr nationalsozialistischer

Gewaltmaßnahmen hätte rechnen müssen°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschlie—

ßenden Urteil vorbehalteno

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

